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Dr. Gerd Landsberg 

ist Geschäftsführendes 

Präsidialmitglied des Deutschen 

Städte- und Gemeindebundes. 

Der Deutsche Städte- und 

Gemeindebund vertritt die Interessen 

der Kommunalen Selbstverwaltung der 

Städte und Gemeinden in Deutschland 

und Europa. Über seine Mitglieds- 

verbände repräsentiert er rund 11.000 

Kommunen in Deutschland. 

 

Mitgliedsverbände 

• Bayerischer Gemeindetag  

• Gemeinde- und Städtebund 

Rheinland-Pfalz  

• Gemeinde- und Städtebund 

Thüringen  

• Gemeindetag Baden-Württemberg  

• Hessischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Hessischer Städtetag  

• Niedersächsischer Städte- und 

Gemeindebund  

• Niedersächsischer Städtetag  

• Saarländischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Sächsischer Städte- und 

Gemeindetag  

• Schleswig-Holsteinischer 

Gemeindetag  

• Städte- und Gemeindebund 

Brandenburg  

• Städte- und Gemeindebund 

Nordrhein-Westfalen  

• Städte- und Gemeindebund Sachsen-

Anhalt  

• Städte- und Gemeindetag 

Mecklenburg-Vorpommern  

• Städtebund Schleswig-Holstein  

• Städtetag Rheinland-Pfalz 

Solidarität mit Flüchtlingen  
weiter stärken 

 

-  Infrastruktur ausbauen 
- Überforderung der Kommunen beenden 

 
Die Krisen in der Welt, insbeson-
dere im Nahen und Mittleren Os-
ten, führen zu immer größeren 
Flüchtlingsströmen. Hinzu kom-
men die Menschen, die aufgrund 
der wirtschaftlichen Situation ih-
res Heimatlandes oder ihrer per-
sönlichen Situation eine bessere 
Zukunft in Deutschland suchen. 
Die deutschen Städte und Ge-
meinden bekennen sich zu ihrer 
humanitären Verpflichtung, Bür-
gerkriegsflüchtlinge und Asylbe-
werber aufzunehmen und ihnen zu 
helfen. Andererseits dürfen die 
Kommunen aber auch nicht über-
fordert werden. 

Flüchtlingszahlen steigen weiter 
 
Diese Gefahr besteht, weil die Zah-
len  immer weiter ansteigen. Gab es 
im vergangenen Jahr insgesamt 
rund 203.000 Asylanträge in 
Deutschland, was einem Plus von  
60 Prozent gegenüber dem Vorjahr 
entsprach, gehen Schätzungen für 
das Jahr 2015 von 300.000 Asylbe-
werbern aus. Wir müssen uns darauf 
einstellen, dass die Zahlen weiter so 
hoch bleiben werden und eine große 
Zahl der Menschen länger oder so-
gar dauerhaft in Deutschland bleiben 
wird. 
 

 
 
 
 
 
 
  
 

STATEMENT ZUR FLÜCHTLINGSPOLITIK  DER AUTOR 
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Deutschland allein kann nicht alle 
Flüchtlingsprobleme lösen. Not-
wendig ist eine gemeinsame euro-
päische Asyl- und Bürgerkriegs-
flüchtlingspolitik, die einen ge-
meinsamen Raum für Schutz und 
Solidarität gewährleistet. Dazu 
gehört auch eine Außen- und Ent-
wicklungspolitik, die die Fluchtur-
sachen in den Herkunftsländern 
bekämpft. 
 
Die Unterbringung, Versorgung 
und Integration von Asylbewerbern 
und Flüchtlingen ist eine gesamt-
staatliche und gesamtgesellschaft-
liche Aufgabe. Deutschland muss 
sich auf diese gemeinsame große 
Herausforderung in den nächsten 
Jahren vorbereiteten.  
 

Erste Maßnahmen  
auf den Weg gebracht 

 
Bund und Länder haben begrü-
ßenswerter Weise Forderungen 
des DStGB aufgegriffen, die zur 
Entlastung der Kommunen beitra-
gen: 
 

Der Bund will Ländern und 
Kommunen in den Jahren 2015 
und 2016 jeweils 500 Mio. Euro 
zusätzlich zur Versorgung und 
Unterbringung von Asylbewer-
bern zur Verfügung stellen. Die 
Länder müssen diese Finanzmit-
tel ungeschmälert an die Kom-
munen weiterleiten. 

 
Der Bund stellt Immobilien des 
Bundes mietzinsfrei zur Unter-
bringung von Asylbewerbern zur 
Verfügung.  

 
Durch Änderungen im Bauge-
setzbuch können zumindest be-
fristet Asylbewerber in Aufnah-
meeinrichtungen untergebracht 
werden, die in Außenbereichen 
oder in Gewerbegebieten liegen.  

 
Asylbewerber haben einen er-
leichterten Zugang zum Arbeits-
markt. 

Diesen ersten Schritten müssen 
aber noch weitere folgen: 
 

Zusätzliche zentrale  
Aufnahmeeinrichtungen  

notwendig 
 
Die Flüchtlingsströme werden 
durch die kriegerischen Auseinan-
dersetzungen häufig weiter kurz-
fristig und sprunghaft ansteigen. 
Darauf müssen sich Bund und 
Länder durch die Schaffung weite-
rer zentraler Aufnahmeeinrichtun-
gen besser vorbereiten. Hier soll-
ten die Flüchtlinge mindestens drei 
Monate bleiben, damit ihre Vertei-
lung in die Kommunen besser und 
gründlicher vorbereitet werden 
kann. Damit würde die Gefahr der 
Überforderung der Städte und 
Gemeinden, die teilweise kurzfris-
tig hunderte von Personen unter-
bringen müssen, reduziert. 
 
In den Erstaufnahmeeinrichtungen 
müssen alle mit der Asylantragstel-
lung verbundenen Verfahrens-
schritte durchgeführt werden. Eine 
vorzeitige Verteilung der Betroffe-
nen verschärft die organisatori-
schen und finanziellen Lasten der 
Kommunen. Notwendig ist, dass 
zum einen die Länder die Plätze in 
den Erstaufnahmeeinrichtungen 
erhöhen und zum anderen der 
Bund weitere Mitarbeiterinnen und 
Mitarbeiter beim Bundesamt für 
Migration und Flüchtlinge einstellt, 
so dass eine durchschnittliche 
Bearbeitungsdauer von drei Mona-
ten erreicht wird. Zurzeit dauern 
die Verfahren immer noch rund 
sieben Monate.  
 

Infrastruktur ausbauen 
 
Wir müssen sicherstellen, dass die 
Flüchtlinge angemessen unterge-
bracht und versorgt werden. Viele 
Kommunen stoßen bei der Unter-
bringung längst an Kapazitäts-
grenzen. Die Zurverfügungstellung 
von Immobilien durch den Bund ist 
richtig, reicht aber nicht aus. Not-
wendig ist ein mit Bundes- und 

Landesmitteln ausgestattetes per-
manentes Bauprogramm für neue 
möglichst dezentrale Flüchtlings-
unterkünfte. Mittelfristig ist es kos-
tengünstiger, solide Einrichtungen 
zu schaffen, die auf Dauer für die-
se Zwecke genutzt werden kön-
nen, als kurzfristig teilweise über-
teuerte Hotels oder private Woh-
nungen anmieten zu müssen.  
 

Kostendeckende Pauschalen 
unverzichtbar 

 
Die Kostenerstattung, die die 
Kommunen für die Unterbringung, 
Kleidung und Verpflegung der 
Menschen erhalten, ist trotz ver-
einzelter Verbesserungen in den 
Ländern weiterhin nicht flächende-
ckend kostendeckend. Teilweise 
werden noch nicht einmal 50 Pro-
zent des notwendigen Bedarfes 
von den  seitens der Länder ge-
zahlten Pauschalen erfasst. Hier 
besteht dringender Handlungsbe-
darf. Andernfalls wird die notwen-
dige Akzeptanz der Kommunen, 
weitere Flüchtlinge aufzunehmen, 
gemindert. Die Länder sind gefor-
dert, die Ausgaben der Kommunen 
vollständig zu tragen, zumal die 
Flüchtlingsversorgung derzeit Auf-
gabe der Länder ist. 
 

Gesundheitsfonds einrichten 
 
Die Städte und Gemeinden sind 
durch die teilweise extrem hohen 
Krankenkosten der Flüchtlinge 
erheblich belastet. Die im Bürger-
krieg erlittenen Verletzungen (teil-
weise Traumatisierungen, insbe-
sondere bei Kindern) erfordern 
eine nachhaltige, andauernde und 
oft sehr kostspielige medizinische 
Versorgung. Das ist eine gesamt-
gesellschaftliche Aufgabe, die 
auch der Gesamtstaat finanzieren 
muss. Die Abwicklung der Ge-
sundheitsleistungen für Flüchtlinge 
sollte über die Krankenkassen 
erfolgen. Der Bund sollte die Ge-
sundheitskosten erstatten. 
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Zugang zum  
Arbeitsmarkt fördern 

 
Asylbewerber und Geduldete dür-
fen nunmehr  nach drei Monaten 
arbeiten, die Vorrangprüfung ent-
fällt nach 15 Monaten. Viele 
Flüchtlinge wollen arbeiten. Dies 
bietet ihnen die Chance, sich zu 
integrieren. Wir müssen dies durch 
eine aktive Arbeitsmarktförderung 
unterstützen. Dazu zählt nicht nur 
die verbesserte und schnellere 
Anerkennung von Berufsabschlüs-
sen, sondern auch eine intensive 
Kooperation der Bundesagentur 
für Arbeit und der Jobcenter be-
reits mit den Erstaufnahmeeinrich-
tungen. Die Jobcenter müssen 
durch den Bund Finanzmittel für 
Personal und Eingliederungsleis-
tungen erhalten, um die Arbeits-
marktintegration zu fördern.  
 

Schul- und Betreuungs-
programm für Flüchtlingskinder 
 
Zur Flüchtlingsbetreuung gehört 
unverzichtbar ein Schul- und Be-
treuungsprogramm für die Kinder, 
die teilweise monate- oder jahre-
lang nicht zur Schule gehen konn-
ten und an keinerlei Bildungsmaß-
nahmen Anteil hatten. Dabei soll-
ten die Länder zusätzliches Perso-
nal zur Sprachförderung einsetzen. 
In Bayern wird derzeit ein solcher 
Ansatz diskutiert. Zusätzlich muss 
sichergestellt werden, dass die 
Aufnahme von einzelnen Kindern – 
sei es in der Schule, oder im Kin-
dergarten – nicht mit dem Hinweis 
abgelehnt wird, dass die zulässige 
Gruppengröße bereits erreicht sei. 
Vorübergehend sollten hier Aus-
nahmen möglich sein.  
 
2014 sind fast 7.000 unbegleitete 
Kinder und Jugendliche nach 
Deutschland gekommen. Sie ste-
hen nach der UN-
Kinderrechtskonvention unter be-
sonderem Schutz. Durch eine 
bundesweite Umverteilung unter 
Beachtung des Kindeswohls kann 
die Belastung der Kommunen ge-

rechter verteilt werden. Wir erwar-
ten, dass den Jugendämtern die 
Kosten von Bund und Ländern 
erstattet werden. 
 

Einstufung als sicheres  
Herkunftsland umsetzen 

 
Mazedonien, Serbien und Bosni-
en-Herzegowina sind als sichere 
Herkunftsstaaten eingestuft wor-
den. Ein Großteil dieser Menschen 
kommt aus wirtschaftlichen Grün-
den nach Deutschland und nicht, 
weil sie politisch verfolgt werden.  
Dies gilt auch für die Flüchtlinge 
aus dem Kosovo. Unser Asylsys-
tem knüpft an die politische Verfol-
gung an und ist nicht das geeigne-
te Instrumentarium, um Wirt-
schaftsflüchtlingen zu helfen.  
Hier sollten wir unsere Anstren-
gungen darauf konzentrieren, den 
Menschen in den Herkunftsländern 
zu helfen, so dass sie sich dort 
eine Perspektive aufbauen kön-
nen. Kosovo, Albanien, Mon-
tenegro sollten als sichere Her-
kunftsstaaten eingestuft werden, 
damit aussichtslose Asylanträge 
noch rascher bearbeitet werden 
können.  
Rechtskräftig abgelehnte Asylbe-
werber müssen im Übrigen zügig 
ausgewiesen werden. Es ist Auf-
gabe der Länder, dies konsequent 
durchzusetzen, wenn kein Bleibe-
recht vorliegt. 
 

Flüchtlingshelfer im  
Bundesfreiwilligendienst 

 
Viele Menschen wollen sich für 
Flüchtlinge engagieren. Das sollte 
der Staat stärker unterstützen und 
könnte z. B. im Bundesfreiwilligen-
dienst weitere Plätze für Integrati-
ons- und Flüchtlingshelfer schaf-
fen. 
 
Bürgerschaftliches Engagement 

für Flüchtlinge stärken 
 
Viele Menschen – insbesondere 
diejenigen, die selbst aus den Her-
kunftsländern stammen – sind 

bereit, Flüchtlinge „privat“ auf-
zunehmen. Das sollten wir fördern, 
zumal ein solches Engagement die 
Akzeptanz von Flüchtlingen in 
unserer Gesellschaft nachhaltig 
fördern kann.  
 
Das setzt allerdings voraus, dass 
die tatsächlichen und rechtlichen 
Voraussetzungen (Verwaltungs-
vorschriften) angepasst werden, 
um solche Unterbringungen – sei 
es bei Privatpersonen oder ande-
ren gesellschaftlichen Gruppen wie 
beispielsweise Kirchen – ermög-
licht werden. 
 

Lage- und Kommunikations-
zentrum und Task-Force  

Flüchtlinge 
 
Bund, Länder und Kommunen 
sollten ein Lage- und Kommunika-
tionszentrum (z .B. beim Bundes-
ministerium des Inneren) schaffen. 
Hier sollten die Informationen ge-
sammelt, aufbereitet und der Öf-
fentlichkeit zur Verfügung gestellt 
werden.  
Wir müssen in der deutschen Ge-
sellschaft für die humanitäre Auf-
gabe der Flüchtlingsaufnahme 
immer wieder werben und uns mit 
dem Widerstand, der teilweise vor 
Ort entsteht, auseinandersetzen. 
Auch viele gute Beispiele, die auf-
zeigen, dass Flüchtlinge aus Le-
bensgefahr gerettet werden konn-
ten, in Deutschland aufgenommen 
wurden und nach  wenigen Mona-
ten einen Arbeitsplatz fanden, 
könnten darüber kommuniziert 
werden.  
 
Eine Task-Force aus Vertretern 
von Bund, Ländern und Kommu-
nen sollte die verabredeten Maß-
nahmen auf ihre Wirksamkeit prü-
fen und bei aktuellen Entwicklun-
gen, wie z. B. der Flüchtlingszah-
len aus dem Kosovo, gemeinsam 
über die notwendigen Konsequen-
zen beraten.  
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Gemeinsame  
EU-Flüchtlingspolitik umsetzen  

 
Die Flüchtlingsfrage ist eine ge-
samteuropäische Herausforde-
rung, die auch die EU in den 
nächsten Jahren vorrangig be-
schäftigen wird. Erforderlich ist 
eine solidarische Verteilung bei der 
Aufnahme von Asylbewerbern. 
Davon sind wir weit entfernt. Not-
wendig ist ein europäisches Quo-
tenmodell nach dem Vorbild des 
Königsteiner Schlüssels, dass 
Flüchtlinge gerechter über Europa 
verteilen würden. Selbstverständ-
lich wird man dabei die Größe, die 
Wirtschaftskraft und die allgemeine 
Situation des jeweiligen Landes zu 
berücksichtigen haben. Für eine 
Übergangszeit sind besonders 
betroffene Staaten zu entlasten.  
 
Zu einer europäischen Asylpolitik 
gehört auch, dass einheitliche 
humanitäre Standards gelten, die 
von allen Mitgliedstaaten eingehal-
ten werden müssen, damit den 
Flüchtlingen eine gesicherte Le-
bens- und Integrationsperspektive 
geboten werden kann.   

Menschen in Herkunftsregionen 
helfen –  Schleuserkriminalität 

bekämpfen 
 
Die Europäische Union sollte auch 
gemeinsam und entschlossen 
gegen Schleuserbanden vorgehen, 
die mit dem Leid der Menschen 
Geld verdienen und skrupellos 
vielfach das Leben der Flüchtlinge 
aufs Spiel setzen.  
 
Gleichzeitig werden wir die drama-
tischen Flüchtlingsströme nur dann 
bewältigen können, wenn wir den 
Menschen auch in den Herkunfts-
ländern deutlich besser und geziel-
ter helfen. Dabei können soge-
nannte Aufnahmezentren in den 
Herkunftsgebieten ein Baustein 
sein. Insoweit ist es durchaus 
denkbar, dass die Europäische 
Union mit den Herkunftsländern 
verbindliche Vereinbarungen trifft, 
damit den Flüchtlingen in den Her-
kunftsländern oder in den Nach-
barstaaten vor Ort besser unter 
humanitären Standards geholfen 
werden kann. Das wäre zugleich 
ein wirksamer Beitrag, um die le-
bensgefährlichen Überfahrten über 

das Mittelmeer zu reduzieren und 
die Schleuserkriminalität zu be-
kämpfen.  
 

EU-Sonderbeauftragter  
für Flüchtlinge 

 
Die vielfältigen Aktivitäten der EU 
sollten an der Stelle einer Sonder-
beauftragten bzw. eines Sonder-
beauftragten gebündelt und damit 
wirkungsvoller umgesetzt werden. 
Dazu gehört auch eine gemeinsa-
me europäische Außenpolitik, die 
die Fluchtgründe in den Herkunfts-
ländern bekämpft. Mit Blick auf die 
Wirtschaftsflüchtlinge aus EU-
Mitgliedsländern (Armutsmigration) 
ist hier die EU auch mit ihren 
Strukturfördermitteln in den Her-
kunftsländern besonders gefordert. 
 

 
 
 
 
 
 
 
 

Berlin, 27. Februar 2015 


